Geſetz⸗Sammlung 
N fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


No. 16. — 


(No. 2112.) Geſetz, betreffend die Befugniß zum Ueberſetzen vom linken zum rechten Rhein⸗ 
Ufer. Vom 4. Juli 1840. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 

verordnen über die Befugniß zum Ueberſetzen vom linken zum rechten Rhein⸗ 

Ufer auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach erfordertem Gut⸗ 

achten Unſeres Staatsraths, was folgt: . 


F. 1. 

Das Recht, Gefaͤße zu halten, um das Ueberſetzen vom linken zum rech⸗ 
ten Rheinufer gegen Bezahlung zu bewirken, ſoll kuͤnftig nur vom Staate oder 
denjenigen, welchen er hierzu die Bewilligung giebt, ausgeuͤbt werden. 
Zaum Halten von Gefäßen für den eigenen Gebrauch bedarf es einer 
ſolchen Bewilligung nicht. 

i $. 2. . 

m Bei Bewilligung der Befugniß zum Ueberſetzen ſoll auf diejenigen, 
welche daſſelbe bisher gewerbsweiſe betrieben haben, nach Befinden der Um⸗ 
ſtaͤnde billige Ruͤckſicht genommen werden und der Finanzminiſter ermaͤchtigt 
ſeyn, dieſen Perſonen auf eine gewiſſe Anzahl von Jahren eine Konzeſſion ko⸗ 
ſtenfrei zu ertheilen, und dabei in Anſehung des Faͤhrgeldtarifs, der Zahl und 
Beſchaffenheit der zu haltenden Gefaͤße und der ſonſtigen Einrichtungen diejeni⸗ 
gen Beſtimmungen zu treffen, welche zur Sicherheit und Bequemlichkeit des 
Publikums noͤthig find. Außer dieſem Falle bleibt die Ertheilung von Kon⸗ 
zeſſionen Uns Allerhoͤchſtſelbſt vorbehalten. 

§. 3. 

Wird die Konzeſſion (9. 2.) demjenigen verweigert, welcher Gefäße zum 
Ueberſetzen gegen Bezahlung waͤhrend des letzten Jahres vor der Verkuͤn⸗ 
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dung des gegenwaͤrtigen Geſetzes gehalten und benutzt hat, ſo kann derſelbe vers 
langen, daß der Staat die Gefaͤße, ſo wie die zum Ueberſetzen nothwendigen 


Geraͤthſchaften, Gebaͤude und ſonſtigen Gegenſtaͤnde, gegen Verguͤtung des ge⸗ 
meinen Werths uͤbernehme. 


$. 4. 

Alle diejenigen, welche bisher Gefäße zum Ueberſetzen gegen Bejablung 
gehalten haben, find oͤffentlich aufzufordern, der Regierung, in deren Bezirk das 
Ueberſetzen ſtattgefunden hat, binnen drei Monaten, bei Verluſt des ihnen im 
$. 3. beigelegten Anſpruchs, die Erklärung einzureichen, ob fie daſſelbe ferner 
zu betreiben beabſichtigen. Dieſe Aufforderung iſt von den Regierungen zu Ko⸗ 
blenz, Koͤln und Duͤſſeldorf zu erlaſſen und durch einmalige Aufnahme in das 
Amtsblatt bekannt zu machen. 


§. 5. 

Die Entſcheidung darüber, welche Gefäße, Geraͤthſchaften u. f. w. nach 
Vorſchrift des F. 3. vom Staate zu uͤbernehmen ſind, gebuͤhrt Unſerm Finanz⸗ 
Miniſter mit Ausſchließung des Rechtsweges. Die Beſtimmung des fuͤr dieſe 
Gegenſtaͤnde zu verguͤtenden Werths erfolgt durch Sachverſtaͤndige, von denen 
der eine durch deren Eigenthuͤmer und der andere durch den Landrath ernannt 
wird. Sind die beiden Sachverſtaͤndigen verſchiedener Meinung, ſo tritt ein 
Obmann hinzu, welcher von der Regierung ſogleich nach dem Erſcheinen dieſes 
Geſetzes für einen jeden Kreis im Voraus zu ernennen iſt. Gegen den Aus⸗ 
ſpruch der Sachverſtaͤndigen iſt weder der Rechtsweg, noch ein Rekurs zulaͤſſig. 


§. 6. 

Das ueberſetzen muß nach Ablauf der im 8. 4. beſtimmten Friſt von 
allen denjenigen, welche ſich nicht gemeldet haben, ſofort eingeftellt werden, von 
den uͤbrigen aber erſt dann, wenn ihnen der fernere Betrieb von der Regie 
rung unterſagt wird. | 

$.7. 15 
Fin ae ee; fee affe, Wer unbefugter Weiſe das Geſchaͤft des Ueberſetzens gegen Bezahlung 
ei mere, betreibt, hat eine Geldbuße von fünf bis zu funfzig Thalern und im Ruͤckfalle, 
, eee, außer dieſer Geldbuße, die Konfisfation der zum Ueberſetzen benutzten Gefäße 
e ee en und Geraͤthſchaften verwirkt. 


men 
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ben daruͤber zu wachen, daß beim Betriebe deſſelben die zur Sicherheit und 
Bequemlichkeit des Publikums ergangenen allgemeinen oder in den Konzeſſio⸗ 
nen ertheilten beſondern Vorſchriften beachtet werden. 


§. 9. 
Alle, den Beſtimmungen dieſes Geſetzes entgegenſtehende Vorſchriften 
werden hierdurch außer Kraft geſetzt. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 


tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 4. Juli 1840. 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. v. e Graf v. Alvensleben. 


Beglaubigt: 
Duͤesberg. 
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(No. 2113.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 6. Auguſt 1840., betreffend das rechtliche Ver⸗ 
hältniß der Schleſiſchen Pfandbriefe zu den hierzu beſonders ausgefertig⸗ 
tigten Zinsrekognitionen. 


Auf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 8. Juli d. J. will Ich, un 
rechtliche Verhaͤltniß der Schleſiſchen Pfandbriefe zu den hierzu beſonders aus⸗ 
gefertigten Zinsrekognitionen aͤußerlich erkennbar zu machen und den Pfand— 
briefbeſitzer fuͤr den Fall des Verluſtes oder der unrechtmaͤßigen Entfremdung 
der Zinsrekognition inn den Stand zu ſetzen, feine Rechte gegen den unrecht— 
mäßigen Inhaber der letzteren geltend zu machen, unter Beftätigung des vom 
engern Ausſchuſſe der Landſchaft am 2. Mai d. J. gefaßten Beſchluſſes hier⸗ 
durch beſtimmen, daß in den? Zinsrekognitionen ausdruͤcklich bemerkt werde: 


„daß die Zahlung der in der Rekognition ausgedruͤckten Zinſen zwar 
an jeden Inhaber derſelben, jedoch nur ſo lange erfolgen wird, als 


dagegen von Seiten des Beſitzers des Pfandbriefes kein Widerſpruch 
erhoben worden.“ 


Zur Erledigung eines ſolchen von dem Pfandbriefsbeſitzer erhobenen Wi⸗ 
derſpruchs ſoll nachſtehendes Verfahren ftattfinden. Will der Inhaber eines 
mit einer Zinsrekognition verſehenen Pfandbriefes die Entrichtung der Zinſen 
an den Praͤſentanten der Rekognition verhindern, ſo muß er unter Vorlegung 
des Pfandbriefes einen Widerſpruch und die Gründe deſſelben bei der Schle— 
ſiſchen General⸗Landſchaftsdirektion anzeigen, welche ſaͤmmtliche ihr untergeord⸗ 
nete Fuͤrſtenthums⸗Landſchaften davon ſofort zu benachrichtigen hat. Die Land⸗ 
ſchaft, bei welcher die Zinsrekognition praͤſentirt wird, hat dieſelbe anzuhalten, 
den Beſitzer des Pfandbriefs hiervon zu unterrichten und im Fall der Praͤſen⸗ 
tant nicht ſofort in die Aushaͤndigung der Rekognition und der fälligen Zinſen 
an den Beſitzer des Pfandbriefes willigt, die Intereſſenten zur Verfolgung ih⸗ 
rer Rechte an das Gericht, zu deſſen Realjurisdiktion das bepfandbriefte Gut 
gehört, zu verweiſen. Die Landſchaft iſt befugt, die angehaltene Rekognition 
nebſt den inne behaltenen Zinſen zum gerichtlichen Depoſitum abzuliefern, wenn 
ſie aber beides im eigenen Gewahrſam behalten will, verpflichtet, die in der 
Zwiſchenzeit ſich aufſammelnden Zinsbeſtaͤnde, auf Antrag und Koſten der In⸗ 
tereſſenten, durch Ankauf von Pfandbriefen oder bei der Bank nutzbar zu be⸗ 
legen. Sie haben dieſen Erlaß, wodurch uͤbrigens in den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften über das Verfahren bei Amortiſation verlorner Pfandbriefs⸗Zins⸗ 
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Rekognitionen nichts geändert wird durch die Geſetzſammlung zur Publikation 
zu bringen. \ 
Sansſouci, den 6. Auguſt 1840. 


Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter Muͤhler und v. Rochow. 


(No. 2113—2114.) (No, 2114.) 


(No. 2114.) Tarif, nach welchem das Damm- und Brückengeld und das Brücken⸗Aufzugs⸗ 
Geld in der Stadt Wollin zu erheben iſt. Vom 8. Auguſt 1840. 


E, wird entrichtet: 
A. Damm: und Bruͤckengeld, und zwar dann, wenn die Divenowbruͤcke 
paſſirt wird: 


I. vom Fuhrwerk, einſchließlich der Schlitten, 
1) zum Fortſchaffen von Perſonen, als Extrapoſten, Kut— 
ſchen, zweiraͤdrigen Kabriolets u. ſ. w., beladen oder le⸗ 
Dis, Für ſedes unt 8 
2) zum Fortſchaffen von Laſten, 

a) von beladenem — d. h. von ſolchem, worauf ſich, 
außer deſſen Zubehoͤr und außer dem Futter fuͤr 
hoͤchſtens drei Tage, an andern Gegenſtaͤnden mehr, 
als zwei Centner, befinden, — fuͤr jedes Zugthier 

b) von unbeladenem, für jedes Zugthie rr 

II. von unangeſpannten Thieren, 
1) von jedem Pferde oder Maulthiere, mit oder ohne Rei⸗ 
ter oder Laſt, desgleichen von jedem Stuͤck Rindvieh 
2) von Fohlen, Eſeln, Kaͤlbern, Schweinen, Schafen, Ham⸗ 
meln und Ziegen für jedes Stuͤck᷑k . 
B. Bruͤcken⸗Aufzugsgeld: 


von jedem Fahrzeuge, fuͤr welches das Oeffnen der Klappe der 
Divenowbruͤcke verlangt wirdddr . 


Befreiungen. 
Damm⸗ und Bruͤckengeld wird nicht erhoben: 

10 von Pferden und Maulthieren, welche den Hofhaltungen des Koͤnigli⸗ 
chen Hauſes oder den Koͤniglichen Geſtuͤten angehoͤren; 

2) von Armeefuhrwerken und von Fuhrwerken und Thieren, welche Mili⸗ 
tair auf dem Marſche bei ſich fuͤhrt, desgleichen von Offizieren im Dienſt 
und in Uniform; 

3) von Fuhrwerken und Thieren, deren, mit Freikarten verſehene, oͤffent⸗ 
liche Beamte auf Dienſtreiſen innerhalb ihrer Geſchaͤftsbezirke, oder 
Pfarrer bei Amtsverrichtungen innerhalb ihrer Parochie ſich bedienen; 

4) von ordinairen Poſten, einſchließlich der Schnell-, Kariol- und Reitpo⸗ 
ſten, nebſt Beiwagen; imgleichen von oͤffentlichen Kourieren und Eftafets 
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ten und von allen, von Poſtbefoͤrder ungen leer zuruͤckkehrenden Wagen 
und Pferden; N 

5) von Fuhrwerken und Thieren, mittelſt deren Transporte fuͤr unmittelbare 

Rechnung des Staats geſchehen, auf Vorzeigung von Freipaͤſſen; von 
Vorſpannfuhren auf der Hin⸗ und Ruͤckreiſe, wenn ſie ſich als ſoche 
durch die Beſcheinigung der Ortsbehoͤrde, imgleichen von Lieferungsfuh⸗ 
ren, ebenfalls auf der Hin⸗ und Ruͤckreiſe, wenn fie ſich als ſolche durch 
den Fuhrbefehl ausweiſen; 

6) von Feuerloͤſchungs⸗, Kreis: ud Gemeine⸗Huͤlfsfuhren; von Armen⸗ und 
Arreſtantenfuhren; 

7) von Kirchen⸗ und Leichenfuhren innerhalb der Parochie; 

8) allem’ denjenigen, welchen eine Befreiung von dem bisherigen Bruͤcken⸗, 
Ruder⸗ und Dammzolle rechtlich zuſtand, bleiben ihre Rechte auf Be⸗ 
freiung von dem Damms und Bruͤckengelde vorbehalten. 


Strafbeſtim mungen. 
Wer der Entrichtung der durch den obigen Tarif beſtimmten Abgaben 
ſich entzieht, zahlt als Strafe das Vierfache des defraudirten Betrages. 
Gegeben Sansſouci, den S. Auguſt 1840. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Rochow. Graf v. Alvensleben. 


(No. 2112113.) (No. 2115.) 
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(No. 2115.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 10. September 1840., die Ernennung des Ober⸗ 
Präſidenten und bisherigen Wirklichen Geheimen Raths von Schön zum 
Staatsminiſter betreffend. 


(2 ; 
AL; feße das Staatsminiſterium davon in Kenntniß, daß Ich den Wirklichen 
Geheimen Rath und Ober-Praͤſidenten von Schoͤn zum Staatsminiſter heute 
ernannt und demſelben fuͤr die Zeiten ſeiner Anweſenheit in Berlin Sitz und 
Stimme im Staatsminiſterium ertheilt habe. Seine Stellung als Ober-Praͤ⸗ 
ſident der Provinz Preußen, in welcher Ich ihn belaſſe, bleibt unverändert. 
Das Staatsminiſterium hat wegen ſeiner Einfuͤhrung zu ſeiner Zeit das 
Erforderliche zu veranlaſſen und für die Aufnahme dieſer Order in die Geſetz⸗ 
Sammlung zu ſorgen. 


Koͤnigsberg, den 10. September 1840. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


